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Zweite Satzung vom 11. Dezember 2024 zur Änderung der Satzung über die Friedhöfe 
der Stadt Herne - Friedhofssatzung - vom 15. Dezember 2021 

Aufgrund § 4 des Bestattungsgesetzes Nordrhein-Westfalen (BestG NRW) vom 
17. Juni 2003 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen (GV NRW) 
Seite 313), zuletzt geändert durch Artikel 71 des Gesetzes vom 1. Februar 2022 (GV NRW 
Seite 122) und § 7 in Verbindung mit § 41 Absatz 1 Satz 2 f der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV NRW  Seite 666), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
5. Juli 2024 (GV NRW Seite 444), hat der Rat am 10. Dezember 2024 folgende zweite 
Änderungsatzung beschlossen: 

Artikel 1 

Das Inhaltsverzeichnis „IV. Grabstätten“ wird wie folgt geändert: 

§ 17 A Innen-Kolumbarium  

Artikel 2 

§ 2 A Nummer 7 wird wie folgt geändert: 

7. Wahlgrab  
Eine Wahlgrabstätte unterscheidet sich durch Größe, bevorzugte Lage und längere 
Nutzbarkeit von Reihengrabstätten und bietet ausschließlich bei Erdgrabstätten die 
Möglichkeit zur Errichtung größerer Grabdenkmäler. 

Artikel 3 

§ 13 „Art der Grabstätten“ wird in Absatz 1 Buchstabe f wie folgt geändert: 

f) Kolumbarien/Innen-Kolumbarium 

Artikel 4 

Die Überschrift des § 17 A wird wie folgt geändert:  

§ 17 A „Innen-Kolumbarium“  

Artikel 5 

§ 17 A Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

§ 17 A Absatz 1 

Die Friedhofsverwaltung bietet in der Kapelle auf dem Ostfriedhof 
Bestattungsmöglichkeiten für Urnen an (Innen-Kolumbarienanlage). 

Es sind einheitliche Verschlussplatten vorgesehen. Diese werden ausschließlich von der 
Friedhofsverwaltung herausgegeben. 

Bei den Gemeinschaftskolumbarien (Abteilungen 1G, 2G, 3G und 4G; siehe hierzu den 
als Anlage dieser Satzung beigefügten Lageplan) im hinteren Trakt der Kapelle handelt 
es sich um Urnenreihengräber gemäß § 2 a Nummer 9 dieser Satzung mit einer 
Nutzungsdauer von 15 Jahren. Hier besteht die Möglichkeit zur Beisetzung von 
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Schmuckurnen mit maximal 19 Zentimetern Durchmesser und einer Höhe von maximal 
28 Zentimetern. 

Bei den anderen Urnennischen in der Kapelle (siehe hierzu den als Anlage dieser 
Satzung beigefügten Lageplan) handelt es sich um Urnenwahlgrabstätten mit einer 
Nutzungsdauer von 12 Jahren für maximal zwei Urnen. Grundsätzlich handelt es sich um 
Nischen für maximal zwei Schmuckurnen, sofern ein Durchmesser von 19 Zentimetern 
und eine Höhe von 35 Zentimetern nicht überschritten werden. Auf Antrag können auch 
vor Eintritt eines Sterbefalls Nutzungsrechte an einer oder mehreren Kolumbariennischen 
erworben werden. 

Artikel 6 

§ 17 A Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

§ 17 A Absatz 2 

Die Nutzungszeit für die Urnenwahlgrabstätten des Innen-Kolumbariums kann gegen 
Zahlung der dafür in der jeweils geltenden Gebührensatzung für die Friedhöfe der Stadt 
Herne festgesetzten Gebühr (Verlängerungsgebühr) auf Antrag verlängert werden. 

Artikel 7 

§ 17 A Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

§ 17 A Absatz 3 

Innerhalb des Innen-Kolumbariums ist jegliches offene Feuer verboten. Dazu zählen 
auch das Aufstellen jeglicher Grablichter, Grableuchten, Laternen und ähnliche die mit 
offener Flamme betrieben werden. 

Artikel 8 

Die zweite Satzung zur Änderung der Satzung über die Friedhöfe der Stadt Herne - 
Friedhofssatzung - vom 15. Dezember 2021 tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. 

Herne, den 11. Dezember 2024 Der Oberbürgermeister Dr. Frank Dudda 

Bekanntmachungsanordnung zur Änderung der Satzung über die Friedhöfe der 
Stadt Herne - Friedhofssatzung 

Die vorstehende zweite Änderungssatzung vom 11. Dezember 2024 zur Änderung der 
Satzung über die Friedhöfe der Stadt Herne - Friedhofssatzung - vom 15. Dezember 2021 
wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

Gegen die Änderungssatzung kann nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung 
die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen (GV NRW) Seite 666), zuletzt geändert 
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durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. Juli 2024 (Gesetz- und Verordnungsblatt Nordrhein-
Westfalen (GV NW) Seite 444), nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden 

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde (Stadt) vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.  

Herne, den 11. Dezember 2024  Der Oberbürgermeister Dr. Frank Dudda 

Gebührensatzung zur Satzung über die Entwässerung der Grundstücke  
und den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage  

- Entwässerungssatzung - der  
Stadtentwässerung Herne Anstalt des öffentlichen Rechts vom 6. Dezember 2024 

- Entwässerungsgebührensatzung - 

Der Verwaltungsrat der Stadtentwässerung Herne Anstalt öffentlichen Rechts hat in seiner 
Sitzung am 6. Dezember 2024 auf Grundlage von 

- §§ 7, 8, 9 und 114a der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 
(Sammlung der Gesetz- und Verordnungsblätter des Landes Nordrhein-Westfalen 
(SGV NRW) 2023) 

- § 2 Absatz 3 in Verbindung mit § 6 Absatz 3 Ziffer 1 der Unternehmenssatzung der 
Stadtentwässerung Herne Anstalt öffentlichen Rechts vom 14. Dezember 2023 
(Amtsblatt der Stadt Herne vom 22. Dezember 2023, Ausgabe 60/2023 Seite 19 
folgende) 

- § 1, 2, 4, 6 bis 8, 10 und 12 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (SGV NRW 610) 

- § 54 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) vom 
25. Juni 1995 (SGV. NRW 77) 

- des Nordrhein-Westfälischen Gesetzes zur Ausführung des 
Abwasserabgabengesetzes (AbwAG NRW) vom 8. Juli 2016 (SGV NRW 77)  

die folgende Satzung beschlossen: 

§ 1 
Benutzungsgebühren 

(1)  Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasseranlage werden nach §§ 4 Absatz 
2, 6 KAG NRW und § 54 LWG NRW Abwassergebühren (Benutzungsgebühren) zur 
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Deckung der Kosten im Sinne des § 6 Absatz 2 KAG NRW sowie der Verbandslasten 
nach § 7 KAG NRW erhoben. 

(2)  Benutzungsgebühren werden ferner erhoben für die unmittelbare Einleitung von 
Abwässern (Schmutzwasser, Niederschlagswasser und unterirdisch anfallendes 
Wasser) in Anlagen und Einrichtungen, die nicht von der Stadtentwässerung Herne 
Anstalt des öffentlichen Rechts selbst, sondern von der Emschergenossenschaft 
(EG) für die Entwässerung des Herner Stadtgebietes betrieben werden, wenn der 
jeweilige Einleiter hierfür nicht unmittelbar von der EG zu Verbandsbeiträgen oder 
Abgaben herangezogen wird. 

(3)  Die Schmutzwasser- und die Regenwassergebühr sind grundstücksbezogene 
Benutzungsgebühren und ruhen als öffentliche Last auf dem Grundstück (§ 6 Absatz 
5 KAG NRW). 

§ 2 
Gebühren für die Einleitung von Schmutz- und Niederschlagswasser 

(1)  Es werden getrennte Abwassergebühren für die Beseitigung von Schmutz- und 
Niederschlagswasser erhoben. 

(2)  Die Schmutzwassergebühr bemisst sich nach dem Frischwassermaßstab (§ 3). 

(3)  Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich auf der Grundlage der Quadratmeter 
der bebauten (beziehungsweise überbauten) und/oder befestigten Fläche auf den 
angeschlossenen Grundstücken, von denen Niederschlagswasser abflusswirksam in 
die gemeindliche Abwasseranlage gelangen kann (§ 4). 

§ 3 
Schmutzwassergebühren 

(1)  Die Gebühr für Schmutzwasser wird nach der Menge des häuslichen und 
gewerblichen Schmutzwassers berechnet, das der Abwasseranlage von den 
angeschlossenen Grundstücken zugeführt wird. Berechnungseinheit ist der 
Kubikmeter (m³) Schmutzwasser. 

(2)  Als Schmutzwassermenge gilt die für ein Jahr aus der öffentlichen 
Wasserversorgungsanlage bezogene Frischwassermenge (§ 3 Absatz 3) und die aus 
privaten Wasserversorgungsanlagen (zum Beispiel privaten Brunnen, Regenwasser-
nutzungsanlagen) gewonnene Wassermenge (§ 3 Absatz 4), abzüglich der auf dem 
Grundstück nachweisbar verbrauchten und zurückgehaltenen Wassermengen, die 
nicht in die gemeindliche Abwasseranlage eingeleitet werden (§ 3 Absatz 5). 

(3)  Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen werden durch Wasserzähler 
ermittelt. Bei dem aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogenen Wasser 
gilt eine im Vorjahr oder vorletzten Jahr durch Wasserzähler gemessene 
Wassermenge als Verbrauchsmenge. Findet die Feststellung des Jahresverbrauchs 
bis zum 31. August des Vorjahres statt, ist diese Menge zu Grunde zu legen, bei 
einem Feststellungszeitpunkt in den Monaten September bis Dezember ist auf die 
Feststellung des vorletzten Jahres zurückzugreifen. 
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(4)  Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen (zum Beispiel 
privaten Brunnen, Regenwassernutzungsanlagen) hat der Gebührenpflichtige den 
Mengennachweis durch einen auf seine Kosten eingebauten und ordnungsgemäß 
funktionierenden Wasserzähler zu führen. Den Nachweis über den ordnungsgemäß 
funktionierenden Wasserzähler obliegt dem Gebührenpflichtigen. Ist dem 
Gebührenpflichtigen der Einbau eines solchen Wasserzählers nicht zumutbar, so ist 
die Gemeinde berechtigt, die aus diesen Anlagen zugeführten Wassermengen zu 
schätzen (zum Beispiel auf der Grundlage der durch die wasserrechtliche Erlaubnis 
festgelegten Entnahmemengen oder auf der Grundlage der Pumpleistung sowie 
Betriebsstunden der Wasserpumpe oder unter Berücksichtigung der statistischen 
Verbräuche im Gemeindegebiet). Eine Schätzung erfolgt auch, wenn der 
Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktioniert. Für den Bezugszeitraum gelten  
§ 3 Absatz.3 Satz 2 und 3 entsprechend. 

(5)  Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die auf dem Grundstück 
anderweitig verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen (sogenannte 
Wasserschwundmengen) abgezogen, die nachweisbar nicht dem öffentlichen Kanal 
zugeführt werden. Der Nachweis der Wasserschwundmengen obliegt den 
Gebührenpflichtigen. Der Gebührenpflichtige ist grundsätzlich verpflichtet, den 
Nachweis durch eine auf seine Kosten eingebaute, ordnungsgemäß funktionierende 
und geeignete Messeinrichtung zu führen: 

Nummer 1: Abwasser-Messeinrichtung  
Geeignete Abwasser-Messeinrichtungen sind technische Geräte, die in regelmäßigen 
Abständen kalibriert werden müssen. Die Kalibrierung ist nach den Hersteller- 
Angaben durchzuführen und der Gemeinde nachzuweisen, um die ordnungsgemäße 
Funktion der Abwasser-Messeinrichtung zu dokumentieren. Wird dieser Nachweis 
nicht geführt, findet eine Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt. 

Nummer 2: Wasserzähler  
Ist die Verwendung einer Abwasser-Messeinrichtung im Einzelfall technisch nicht 
möglich oder dem Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so hat er den Nachweis durch 
einen auf seine Kosten eingebauten, ordnungsgemäß funktionierenden und 
geeichten Wasserzähler zu führen. Der Wasserzähler muss alle 6 Jahre gemäß den 
§§ 12 bis 14 in Verbindung mit dem Anhang B Nummer 6.1 der Bundes-Eichordnung 
durch einen neuen, geeichten Wasserzähler ersetzt werden. Der Nachweis über die 
ordnungsgemäße Funktion sowie Eichung des Wasserzählers obliegt dem 
Gebührenpflichtigen. Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet eine 
Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt. 

Die Inbetriebnahme der Messeinrichtung ist anzuzeigen und wird durch die 
Stadtentwässerung Herne Anstalt des öffentlichen Rechts kontrolliert. Die 
Stadtentwässerung Herne Anstalt des öffentlichen Rechts behält sich vor, den Einbau 
und Betrieb sowie die Zählerstände jederzeit zu prüfen. 

Nummer 3: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen  
Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasserzählers zur Messung der 
Wasserschwundmengen technisch nicht möglich oder dem Gebührenpflichtigen nicht 
zumutbar, so hat der Gebührenpflichtige den Nachweis durch nachprüfbare 
Unterlagen zu führen. Aus diesen Unterlagen muss sich insbesondere ergeben, aus 
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welchen nachvollziehbaren Gründen Wassermengen der gemeindlichen 
Abwassereinrichtung nicht zugeleitet werden und wie groß diese Wassermengen 
sind. Die nachprüfbaren Unterlagen müssen geeignet sein, der Gemeinde eine 
zuverlässige Schätzung der auf dem Grundstück zurückgehaltenen Wassermengen 
zu ermöglichen. Sind die nachprüfbaren Unterlagen unschlüssig und/oder nicht 
nachvollziehbar, werden die geltend gemachten Wasserschwundmengen nicht 
anerkannt. Soweit der Gebührenpflichtige durch ein spezielles Gutachten bezogen 
auf seine Wasserschwundmengen den Nachweis erbringen will, hat er die 
gutachterlichen Ermittlungen vom Inhalt, von der Vorgehensweise und vom zeitlichen 
Ablauf vorher mit der Gemeinde abzustimmen. Die Kosten für das Gutachten trägt 
der Gebührenpflichtige. 

(6)  Stehen zum Zeitpunkt der Veranlagung abgelesene Jahresverbräuche gemäß § 3 
Absatz 3 nicht zur Verfügung wird die der Veranlagung zu Grunde zulegende 
Wassermenge geschätzt. Dies gilt insbesondere für Fälle, in denen neu errichtete 
Gebäude erstmals einer Nutzung zugeführt werden, bei nachweislich defekten 
Messeinrichtung und bei auf Dauer angelegten Nutzungsänderungen, bei denen 
glaubhaft gemacht wird, dass die Schmutzwassermenge um mehr als 20 Prozent 
oder mindestens 10.000 Kubikmeter unter der des sonst maßgeblichen 
Ablesezeitraums liegt. Bei der Schätzung werden bekannte, ggf. auch unterjährig 
festgestellte Verbräuche und die glaubhaft gemachten Angaben der/des 
Gebührenpflichtigen berücksichtigt. In Zweifelsfällen wird für Mehrfamilienhäuser und 
gemischt genutzte Gebäude pro Wohneinheit eine Wassermenge von 
100 Kubikmetern pro Jahr, pro Gewerbebetrieb je Arbeitnehmer 13 Kubikmeter pro 
Jahr und pro Einfamilienhaus 150 Kubikmeter pro Jahr in Ansatz gebracht. 

§ 4 
Niederschlagswassergebühren 

(1)  Die Benutzungsgebühr für die Einleitung von Niederschlagswasser der 
angeschlossenen Grundstücksflächen bemisst sich nach der bebauten, überbauten 
und/oder befestigten Grundstücksfläche, von der Niederschlagswasser unmittelbar 
oder mittelbar in die öffentliche Abwasseranlage gelangt. Berechnungseinheit für die 
Niederschlagswassergebühr ist ein Quadratmeter (qm) der angeschlossenen 
Grundstücksfläche, wobei die angeschlossene Gesamtgrundstücksfläche auf volle 
Quadratmeter in der Berechnung abzurunden ist. 

(2)  Die anzurechnende bebaute, überbaute und/oder befestigte Grundstücksfläche wird 
in Abhängigkeit von der Art der Versiegelung wie folgt festgesetzt: 

a) Asphalt, Beton, Kunststoff, Kunststein  
Betonpflaster, Groß- und Kleinpflaster 
aus Natursteinen, Plattenbelägen und Ähnliche  100 % 

b) wassergebundene Decken, Ascheflächen,  
Rasengittersteine, wasserdurchlässige 
Pflasterflächen und Ähnliche  50 % 

c) Schotterrasen, Rasen und Ähnliche  0 % 

d) begrünte Dächer  50 % 
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(3)  Als Grundstück im Sinne der Satzung gelten auch Straßen, Wege und Plätze, bei 
denen die Stadt nicht Straßenbaulastträger ist. 

(4)  Werden Rückhalteanlagen oder Anlagen zur Versickerung, gegebenenfalls in 
Verbindung mit einer Rückhalteanlage betrieben und haben diese Anlagen einen 
Überlauf zu den öffentlichen Abwasseranlagen, so wird die für die Berechnung der 
Abwassergebühr festgestellte bebaute und befestigte Fläche, von der das 
Oberflächenwasser in die Anlage gelangt, um 50 von Hundert vermindert. 
Voraussetzung ist ein Stauvolumen von mindestens 25 Liter je 1 Quadratmeter 
angeschlossener Fläche in der Anlage zur Versickerung beziehungsweise zum 
Auffangen des Niederschlagswassers. Das Niederschlagswasser ist dauerhaft in 
diese Anlage einzuleiten. 

§ 5 
Gebührensätze 

(1)  Die Benutzungsgebühr für die Entwässerung der Grundstücke beträgt, sofern sich 
aus Absatz 2 und 3 nichts anderes ergibt: 

a) für Schmutzwasser 
im Sinne des § 3  3,03 Euro pro Kubikmeter 

b) für Niederschlagswasser 
im Sinne des § 4  1,56 Euro pro Kubikmeter und Jahr 

(2)  Die Benutzungsgebühr für die Entwässerung von Grundstücken der Mitglieder der 
EG, die in die städtische Abwasseranlage einleiten, beträgt: 

a) für Schmutzwasser 
im Sinne des § 3  1,45 Euro pro Kubikmeter 

b) für Niederschlagswasser 
im Sinne des § 4  0,68 Euro pro Kubikmeter und Jahr 

(3)  Die Benutzungsgebühr für die unmittelbare Einleitung in Anlagen und Einrichtungen 
der EG (§ 1 Absatz 2) beträgt für Nichtmitglieder des Abwasserverbandes: 

a) für Schmutzwasser 
im Sinne des § 3  1,67 Euro pro Kubikmeter 

b) für Niederschlagswasser 
im Sinne des § 4  0,88 Euro pro Kubikmeter und Jahr 

§ 6 
Entstehung und Beendigung der Schmutzwassergebührenpflicht 

(1)  Die Gebührenpflicht beginnt in den Fällen des § 3 mit dem 1. des Monats, der auf den 
Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt. Erhebungszeitraum 
ist das Kalenderjahr und bei Entstehung der Gebührenpflicht während eines 
Kalenderjahres der Rest des Jahres. 

(2)  Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem der Anschluss an die 
Abwasseranlage weggefallen ist. 
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§ 7 
Entstehung und Beendigung der  

Niederschlagswassergebührenpflicht 

(1)  Die Gebührenpflicht beginnt mit dem 1. des Monats nach Beginn der Benutzung der 
Abwasseranlage. Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr und bei Entstehung der 
Gebührenpflicht während des Kalenderjahres der Rest des Jahres. 

(2)  Ändern sich die Grundlagen für die Bemessung der Gebühr, so mindert oder erhöht 
sich die Gebühr vom 1. des Monats an, der der Änderung folgt. 

(3)  Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem der Anschluss des 
Grundstücks wegfällt. 

§ 8 
Gebührenpflichtige 

(1)  Gebührenpflichtig ist 

a) der Eigentümer, und zwar bei Benutzungsgebühren gemäß § 2 der Eigentümer 
des angeschlossenen Grundstücks, bei Gebühren gem. § 5 Absatz 3 der 
Eigentümer des Grundstücks, dessen Abwasser in die Anlage geführt wird, 

b) wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, der Erbbauberechtigte, 

c) der Nießbraucher und sonstige zur Nutzung des Grundstücks dinglich, 
Berechtigte 

d) der Straßenbaulastträger für die Straßenoberflächenentwässerung. 

(2)  Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 

(3)  Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Eigentümer von Beginn des Monats 
an gebührenpflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung folgt. Für sonstige 
Gebührenpflichtige gilt dies entsprechend. 

(4)  Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Errechnung der Gebühren erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen, insbesondere sind in den Fällen des § 4 (2) b),c) und d) die 
entsprechenden Flächengrößen differenziert anzugeben, falls die jeweilige 
anzurechnende befestigte Grundstücksfläche auf 50 Prozent oder 0 Prozent ermäßigt 
werden soll. Sie haben zu dulden, dass Beauftragte der Stadtentwässerung Herne 
Anstalt des öffentlichen Rechts das Grundstück betreten, um die 
Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen. 

(5)  Die Stadtentwässerung Herne Anstalt des öffentlichen Rechts kann verlangen, dass 
der Gebührenpflichtige einen Lageplan im Maßstab 1 : 250 in zweifacher 
Ausfertigung einreicht, aus dem sämtliche bebauten, überbauten und/oder 
befestigten Flächen hervorgehen, von denen Niederschlagswasser direkt oder 
indirekt in die Abwasseranlage gelangt. 

 Die Stadtentwässerung Herne Anstalt des öffentlichen Rechts kann die eingereichten 
Lagepläne auf ihre Richtigkeit prüfen. Soweit es aufgrund dieser Prüfung oder aus 
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anderen Gründen erforderlich ist, kann die Stadtentwässerung Herne Anstalt des 
öffentlichen Rechts die Vorlage weiterer Unterlagen fordern. 

(6)  Bei Grundstücken, für die keine beziehungsweise keine prüffähigen Angaben der 
Gebührenpflichtigen vorliegen, wird die bebaute, überbaute und/oder befestigte 
Fläche von der Stadtentwässerung Herne Anstalt des öffentlichen Rechts anhand 
evtl. vorhandener Unterlagen oder im Wege der Schätzung ermittelt. 

(7)  Wird die bebaute, überbaute und/oder befestigte Grundstücksfläche verändert, so hat 
der Gebührenpflichtige die Größe der neuen Fläche binnen eines Monats nach 
Fertigstellung der Anlage der Stadtentwässerung Herne Anstalt des öffentlichen 
Rechts in Schriftform anzuzeigen. 

§ 9 
Veranlagung und Fälligkeit der Gebühr 

(1)  Die Gebühr wird durch Gebührenbescheid festgesetzt. Sie kann zusammen mit 
anderen Abgaben in einem Bescheid angefordert werden. 

(2)  Die Gebühr wird zu je einem Viertel ihres Jahresbetrages am 15. Februar, 15. Mai, 
15. August und 15. November fällig. Auf Antrag des Gebührenschuldners kann die 
Gebühr abweichend von Satz 1 am 1. Juli in einem Jahresbetrag entrichtet werden. 
Der Antrag muss spätestens bis zum 30. September des vorangehenden 
Kalenderjahres gestellt werden. Die beantragte Zahlungsweise bleibt so lange 
maßgebend, bis ihre Änderung beantragt wird; die Änderung muss spätestens bis 
zum 30. September des vorangehenden Kalenderjahres beantragt werden. 

 Bei Entstehung der Gebührenpflicht innerhalb des Jahres und bei Nachforderungen 
für zurückliegende Zeiträume wird die Gebühr einen Monat nach Zugang des 
Gebührenbescheides fällig. 

(3)  Die Stadtentwässerung Herne Anstalt des öffentlichen Rechts ist berechtigt, sich bei 
der Durchführung ihrer Aufgaben Verwaltungshelfern zu bedienen. Insbesondere ist 
sie berechtigt, sich bei der Vollstreckung offener Forderungen der Stadt Herne als 
Verwaltungshelferin zu bedienen. 

(4)  Für die Vorauszahlungen, die Abrechnung über die Vorauszahlungen und die 
Nachentrichtung der Gebühr gelten die Vorschriften des Grundsteuergesetzes. 

§ 10 
Ordnungswidrigkeiten 

(1)  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

a) entgegen § 3 Absatz 2 seiner Verpflichtung zum Einbau und zur Unterhaltung von 
Mess- oder Zähleinrichtungen nicht nachkommt, 

b) entgegen § 8 Absatz 3, 4 und 6 seiner Auskunftspflicht nicht oder nicht rechtzeitig 
nachkommt oder den Beauftragten der Stadtentwässerung Herne Anstalt des 
öffentlichen Rechts nicht den Zutritt zu den Grundstücken gewährt. 
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(2)  Ordnungswidrig handelt auch, wer wider besseres Wissen unrichtige Angaben macht 
oder unrichtige Pläne oder Unterlagen vorlegt, um einen nach dieser Satzung 
vorgesehenen Verwaltungsakt zu erwirken oder zu verhindern. 

(3)  Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet werden. 

§ 11 
In-Kraft-Treten 

Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2025 in Kraft. 

Gezeichnet  
Thabe  
Verwaltungsratsvorsitzender  

gezeichnet  
Aßmann  
Schriftführerin  

Bekanntmachungsanordnung 

(1)  Die vorstehende Gebührensatzung zur Satzung über die Entwässerung der 
Grundstücke und den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage - 
Entwässerungssatzung – der Stadtentwässerung Herne Anstalt des öffentlichen 
Rechts vom 6. Dezember 2024 - Entwässerungsgebührensatzung – wird hiermit 
öffentlich bekanntgemacht. 

(2)  Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften der GO NRW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf 
von sechs Monaten nach ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Verwaltungsratsvorsitzende hat den Beschluss des Verwaltungsrats der 
Anstalt vorher beanstandet oder 

d) der Form-/Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadtentwässerung Herne Anstalt 
des öffentlichen Rechts vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Herne, den 6. Dezember 2024  
 
gezeichnet  
Thabe  
Verwaltungsratsvorsitzender 



12 
 

Zehnte Satzung  
zur Änderung der Gebührensatzung  

über die Abfallentsorgung in der Stadt Herne  
(Abfallgebührensatzung)  

vom 29.11.2024 

Die Anstalt des öffentlichen Rechts „Entsorgung Herne“, nachfolgend Anstalt genannt, hat 
durch Beschluss des Verwaltungsrates vom 29.11.2024 aufgrund 

• der §§ 7 Abs. 1, 114 a Abs. 3 und 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), in der 
jeweils geltenden Fassung, 
• des § 9 Abs. 1 und 2 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(LKrWG NRW) vom 21.06.1988 (GV NRW S. 250), in der jeweils geltenden Fassung, 
• der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG 
NRW) vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712 / SGV NRW 610), in der jeweils geltenden Fassung, 
• der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Herne (Abfallsatzung) vom 16.12.2020, 
in der jeweils geltenden Fassung  
• des § 2 Abs. 4 der Unternehmenssatzung der Stadt über die Anstalt des öffentlichen Rechts 
„Entsorgung Herne“ vom 19.06.2023, in der jeweils geltenden Fassung  

folgende Satzung beschlossen: 

Artikel 1 

Die Gebührensatzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Herne (Abfallgebührensatzung) 
vom 13.12.2012, zuletzt geändert durch 9. Änderungssatzung vom 01.12.2023, wird wie folgt 
geändert: 

§ 7 Abs. 2 erhält folgende neue Fassung: 
(2) Im Falle der Inanspruchnahme der Abfuhr von gewerblichen Siedlungsabfällen zur 
Beseitigung betragen die Sondergebühren: 

a) bei Nutzung von Abroll- oder Absetzcontainern je Abfuhr 136,00 € zzgl. 
Entsorgungskosten von 175,33 €/t Abfall 

b) bei Nutzung von 2,5 cbm Umleerbehältern je Leerung 135,00 € 

c) bei Nutzung von 5,0 cbm Umleerbehältern je Leerung 226,00 €.  

Artikel 2 

Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzung der Anstalt des öffentlichen Rechts Entsorgung Herne „Zehnte 
Satzung zur Änderung der Gebührensatzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Herne 
(Abfallgebührensatzung)“ wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gegen diese Satzung nach 
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Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn  

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Verwaltungsratsvorsitzende hat den Beschluss des Verwaltungsrates der Anstalt 

vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Anstalt des öffentlichen Rechts 

Entsorgung Herne vorher gerügt und dabei die verletzte Vorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Herne, 29.11.2024 

Thabe  Sußmann 
Verwaltungsratsvorsitzender  Vorstand Entsorgung Herne AöR 

Öffentliche Bekanntmachung der förmlichen Beteiligung für das Änderungsverfahren 
52 GE/BO nördlich Watermanns Weg zum Gemeinsamen Flächennutzungsplan (GFNP) 

der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr der Städte Bochum, Essen, 
Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und Oberhausen 

Die Änderung bezieht sich auf einen Bereich in den Städten Gelsenkirchen und Bochum. 

Der Ausschuss für Planung und Stadtentwicklung der Stadt Herne hat am 5. November 2024 
beschlossen:  

1. die Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange (Anregungen und diesbezügliche 
Stellungnahmen der Verwaltung) zur Kenntnis zu nehmen, 

2. das Plangebiet der Änderung 52 GE/BO neu abzugrenzen. Dabei wird das Plangebiet 
nach Osten, Norden und Westen erweitert. Nach Norden zieht es sich bis zum 
nördlichen Rand des Wattenscheider Bachs, nach Westen entlang der stillgelegten 
Bahntrasse (RS 1) über die Ückendorfer Straße hinweg und nach Osten entlang der 
stillgelegten Bahntrasse (RS 1) bis einschließlich zur Parkstraße,  

3. auf der Grundlage des gegenüber dem Vorentwurf überarbeiteten Planentwurfs die 
Veröffentlichung und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 3 Absatz 2 sowie § 4 Absatz 2 Baugesetzbuch (BauGB) für das 
Änderungsverfahren 52 GE/BO nördlich Watermanns Weg zum GFNP 
durchzuführen. 



14 
 

 

Der Änderungsbereich 52 GE/BO erstreckt sich auf Flächen beiderseits der Stadtgrenze 
zwischen Bochum – Stadtteil Wattenscheid – und Gelsenkirchen – Stadtteil Ückendorf – und 
umfasst circa 16,5 Hektar. Der Änderungsbereich wird im Wesentlichen begrenzt durch die 
Straße Watermanns Weg im Süden und den Wattenscheider Bach im Norden. Im Osten 
verläuft der Änderungsbereich auf der Trasse des Radschnellwegs Ruhr 1 (RS 1) bis zur 
Parkstraße, im Westen verläuft er auf der Trasse des RS 1 auf einer Länge von circa 
75 Metern über die Ückendorfer Straße hinweg. 

Wesentliches Ziel der Planung ist die Entwicklung eines neuen, urbanen Stadtquartiers im 
Bereich des ehemaligen Güterbahnhofs Gelsenkirchen-Wattenscheid. Durch die 
städtebauliche Entwicklung sollen unter anderem attraktive Wohnbaupotenziale erschlossen 
und Ansiedlungsflächen für Klein- und Kleinstgewerbe geschaffen werden, die durch ihre 
Lage am RS 1 eine einzigartige Adresse erhalten. Die Siedlungsentwicklung soll unter 
Berücksichtigung einer integrierten Freiraumentwicklung erfolgen. Der RS 1, der im Norden 
des Änderungsbereichs verläuft, soll die Funktion eines Grünkorridors mit quartiersnahen 
Frei- und Retentionsflächen übernehmen. 

Der GFNP stellt das Gelände des ehemaligen Güterbahnhofs bisher nachrichtlich als 
„Flächen für Bahnanlagen“ dar. Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Entwicklung des neuen Stadtquartiers zu schaffen, ist die Änderung der Darstellung in 
„gemischte Baufläche“ erforderlich. Die südlich des ehemaligen Güterbahnhofs auf 
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Bochumer Stadtgebiet gelegene Bebauung entlang des Watermanns Weges wird im GFNP 
als „gewerbliche Baufläche“ dargestellt. Diese Darstellung entspricht nicht mehr den realen 
Gegebenheiten, da die vorhandene Bebauung durch eine Mischung von Wohn- und 
Gewerbenutzung gekennzeichnet ist. Daher wird im Rahmen der vorliegenden Planänderung 
die reale Nutzung planerisch nachvollzogen, indem in diesem Bereich die Darstellung 
ebenfalls in „gemischte Baufläche“ geändert wird. Zusätzlich werden bereits vorhandene 
Grün- und Freiflächen im nördlichen, westlichen und östlichen Teil des Änderungsbereichs, 
die bisher im GFNP als „Flächen für Bahnanlagen“, „Wohnbauflächen“ sowie „gewerbliche 
Bauflächen“ dargestellt werden, entsprechend der realen Nutzung als „Grünflächen“ 
dargestellt. 

Gegenüber dem Vorentwurf der Planung ist der Änderungsbereich zum nun vorliegenden 
Entwurfsstand erweitert worden. Der Änderungsbereich zog sich zuvor im Norden bis zum 
nördlichen Rand der stillgelegten Bahntrasse, nach Westen verlief er bis zur Ückendorfer 
Straße und im Osten endete er an der Grenze des ehemaligen Güterbahnhofs. Die 
Erweiterung des Änderungsbereichs ist aufgrund von eingegangenen Stellungnahmen im 
Rahmen der frühzeitigen Träger-, Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß  
§ 3 Absatz 1 und § 4 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) erfolgt und hat zum Ziel, die 
vorhandenen Freiflächen planerisch dauerhaft als solche zu sichern. 

Mit dem Feststellungsbeschluss des Regionalverbands Ruhr zum Regionalplan Ruhr am 
10. November 2023 ist der Regionale Flächennutzungsplan (RFNP) in einen Gemeinsamen 
Flächennutzungsplan (GFNP) übergeleitet worden. Das als RFNP-Änderung begonnene 
Verfahren wird nun als GFNP-Änderungsverfahren weitergeführt. 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgt gemäß § 3 Absatz 2 BauGB. 

Die Öffentlichkeit kann innerhalb einer Frist von einem Monat Stellungnahmen zum 
veröffentlichten Änderungsentwurf abgeben. 

Im Rahmen des oben genannten Änderungsverfahrens ist gemäß § 2 Absatz 4 BauGB eine 
Umweltprüfung (UP) durchgeführt und ein Umweltbericht erstellt worden. 

Neben dem Planentwurf mit Begründung sind umweltbezogene Informationen in Form des 
Umweltberichtes, von Gutachten, Fachbeiträgen sowie Stellungnahmen verfügbar. Darin 
sind umweltbezogene Informationen zu folgenden Themen enthalten und werden 
veröffentlicht: 

• Schutzgüter: Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Landschaft; Fläche; Boden; 
Wasser; Luft; Klima; Mensch, Gesundheit, Bevölkerung; Kulturgüter und sonstige 
Sachgüter, Kulturelles Erbe; Natura-2000-/ FFH-Gebiete; Risiken durch schwere 
Unfälle oder Katastrophen; Wechselwirkungen und kumulative Auswirkungen 

• Gutachten: 

- Biotoptypenkartierung, Faunistische Kartierung und Artenschutzfachbeitrag Stufe 
1: Gutachterliche Einschätzung zur Betroffenheit der Belange des Artenschutzes 
gemäß  
§ 44 BNatSchG aus dem Jahr 2018; Kartierung der Biotoptypen, der Horst- und 
Höhlenbäume sowie der Artengruppen Fledermäuse, Vögel, Reptilien und 
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Amphibien; Konfliktanalyse; Empfehlungen für Maßnahmen zur Vermeidung von 
Beeinträchtigungen und zum Schutz planungsrelevanter Tierarten 

- Zwei aktualisierte Artenschutzbeiträge Stufe 1: Gutachterliche Einschätzung zur 
Betroffenheit der Belange des Artenschutzes gemäß § 44 BNatSchG für 
Gelsenkirchener bzw. Bochumer Stadtgebiet aus den Jahren 2023 
beziehungsweise 2024; Überprüfung des Vorkommens planungsrelevanter 
Tierarten, Konfliktanalyse, Empfehlungen für Maßnahmen zur Vermeidung von 
Beeinträchtigungen und zum Schutz planungsrelevanter Tierarten 

- Flächenrisiko-Detailuntersuchung: Auswertung vorhandener Daten und 
Untersuchung zu den Themen Altlasten, Abfall/Boden, Kampfmittel und Baugrund 
(bergbauliche Situation und Bergschadensgefährdung); Gefahrenbeurteilung und 
orientierende abfalltechnische Beurteilung gegebenenfalls anfallender 
Aushubmassen im Zuge einer Bebauung 

- Kostenschätzung für entsorgungsbedingte Mehraufwendungen nach der  
Flächenrisiko-Detailuntersuchung 

- Schalltechnische Vorstudie: Ermittlung und Beurteilung von 
Geräuschimmissionen durch Verkehrs- und Gewerbelärm 

- Gefährdungsabschätzung in Bezug auf Altlasten anhand der Wirkungspfade  
Boden-Mensch, Boden-Nutzpflanze und Boden-Sickerwasser-Grundwasser sowie 
abfalltechnische Bewertung der Auffüllungsmaterialien 

- Ergänzende Gefährdungsabschätzung Altlasten/Grundwasser für den Ostteil des 
ehemaligen Güterbahnhofs im Zusammenhang mit den Baumaßnahmen zum 
Umbau des Wattenscheider Bachs 

Die Planunterlagen (Entwurf des Änderungsplans, Begründung mit Umweltbericht, 
Abwägungssynopse) sowie die nach Einschätzung der Gemeinden der 
Planungsgemeinschaft wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen werden in der Zeit vom 13. Januar bis 13. Februar 2025 (einschließlich) 
im Internet veröffentlicht. 

Alle zu veröffentlichenden Unterlagen sowie der Inhalt der Bekanntmachung können auf den 
Internetseiten der Städteregion Ruhr http://www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/aenderungsverfahren.html eingesehen werden und sind darüber hinaus über 
das zentrale Internetportal des Landes https://www.bauleitplanung.nrw.de zugänglich. 

Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet werden die Planunterlagen im oben genannten 
Zeitraum öffentlich zur Verfügung gestellt. Sie können in der Stadt Herne an den 
behördlichen Arbeitstagen wie folgt eingesehen werden: 

• Technisches Rathaus der Stadt Herne, Langekampstraße 36, 44652 Herne, Foyer 
Gebäudeteil B 

Die Öffnungszeiten sind wie folgt: 

• Montag bis Freitag 8 bis 18 Uhr 

http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html
https://www.bauleitplanung.nrw.de/
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Die Termine und Orte für die Bereitstellung der Unterlagen zur Einsichtnahme in den 
anderen Städten der Planungsgemeinschaft sind den dortigen Bekanntmachungen und den 
Internetseiten der Städteregion Ruhr (http://www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/aenderungsverfahren.html) zu entnehmen oder bei der Geschäftsstelle 
Gemeinsamer Flächennutzungsplan in Essen (Telefon 02 01 / 8 86 12 10 beziehungsweise  
02 01 / 8 86 12 12) zu erfragen. 

Auskunft in der Stadt Herne erteilt:  
Fachbereich Umwelt und Stadtplanung, Frau Quast Telefon 0 23 23 / 16 - 37 72 oder 
Herr Rogge Telefon 0 23 23 / 16 - 30 15 

Stellungnahmen zum Entwurf des Änderungsplans, zur Begründung und zum Umweltbericht 
können während der Veröffentlichungsfrist bis zum 13. Februar 2025 (einschließlich) 
insbesondere elektronisch, bei Bedarf aber auch schriftlich oder zur Niederschrift  

• bei der Stadt Essen, Amt für Stadtplanung und Bauordnung, Geschäftsstelle 
Gemeinsamer Flächennutzungsplan, Lindenallee 10 (Deutschlandhaus), 45121 
Essen, E-Mail: geschaeftsstelleGFNP@amt61.essen.de 

• bei der Stadt Herne, Fachbereich Umwelt und Stadtplanung, Technisches Rathaus 
Langekampstraße 36, 44652 Herne, E-Mail julia.quast@herne.de 

• oder bei einer der anderen Planungsstädte abgegeben werden. 

Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nicht 
rechtzeitig abgegeben worden sind, können bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan 
unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte 
kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bauleitplans nicht von 
Bedeutung ist.  

Die fristgemäß abgegebenen Stellungnahmen werden geprüft und das Ergebnis mitgeteilt. 
Haben mehr als 50 Personen Stellungnahmen mit im Wesentlichen gleichem Inhalt 
abgegeben, kann die Mitteilung dadurch ersetzt werden, dass diesen Personen die Einsicht 
in das Ergebnis bei der Stadt Herne während der Dienststunden ermöglicht wird. 

Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme abgeben, werden in den Drucksachen für 
die öffentlichen Sitzungen der Räte, der Ausschüsse und der Bezirksvertretungen nicht 
aufgeführt, das heißt es erfolgt grundsätzlich eine anonymisierte Wiedergabe der 
Stellungnahme. 

Sofern Sie eine Stellungnahme einreichen, werden die von Ihnen in diesem Rahmen 
bekannt gegebenen personenbezogenen Daten bei den Städten der Planungsgemeinschaft 
der Städteregion Ruhr 2030 verarbeitet. Weitere Hinweise über die Datenverarbeitung und 
Ihre Rechte erhalten Sie auf der Internetseite der Städteregion Ruhr 2030 unter:  
 
www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html 

Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass eine Vereinigung im Sinne des § 4 Absatz 3 
Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren 
nach § 7 Absatz 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes gemäß § 7 Absatz 3 Satz 1 des 
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen ausgeschlossen ist, die sie im 

http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html
mailto:geschaeftsstelleGFNP@amt61.essen.de
mailto:julia.quast@herne.de
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html
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Rahmen der Veröffentlichungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber 
hätte geltend machen können. 

Dies wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

Herne, den 22. November 2024 Der Oberbürgermeister Dr. Frank Dudda 

Öffentliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses sowie der frühzeitigen 
Beteiligung für das Änderungsverfahren 60 BO Technologiequartier - Osterweiterung 

zum Gemeinsamen Flächennutzungsplan der Planungsgemeinschaft Städteregion 
Ruhr der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und 

Oberhausen 

Die Änderung bezieht sich auf einen Bereich in der Stadt Bochum. 

Der Ausschuss für Stadtentwicklung der Stadt Herne hat am 27. August 2024 gemäß  
§ 2 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) die Aufstellung der Änderung 60 BO 
Technologiequartier - Oster-weiterung zum Gemeinsamen Flächennutzungsplan (GFNP) 
und die Einleitung des entsprechenden Planverfahrens beschlossen. 
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Der circa 6,7 Hektar große GFNP-Änderungsbereich liegt im Stadtteil Bochum-Querenburg. 
Er schließt sich östlich unmittelbar an das bestehende Technologiequartier an. Im Norden 
wird er begrenzt durch die Universitätsstraße, im Osten durch den Hustadtring und im Süden 
durch eine Grünfläche zum Naturschutzgebiet Königsbüscher Wäldchen. 

Ziel der GFNP-Änderung ist es, die Entwicklung von Gewerbeflächen für technologieaffine 
Unternehmen, insbesondere für Unternehmen, die mit den auf dem Campus Bochum 
ansässigen Einrichtungen zusammenarbeiten, vorzubereiten, um die hohe Nachfrage nach 
entsprechenden Flächen zu decken. Hierzu wird parallel zu diesem Verfahren der 
Bebauungsplan Nummer 1039 – Technologiequartier am Campus –aufgestellt. 

Bezogen auf den vorgenannten Änderungsbereich kann sich die Öffentlichkeit im Rahmen 
der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 Absatz 1 BauGB über die allgemeinen Ziele und 
Zwecke der Planung und deren voraussichtliche Auswirkungen unterrichten lassen. 
Gleichzeitig besteht Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung. 

Die Änderung des Gemeinsamen Flächennutzungsplans hat Auswirkungen auf die Umwelt. 
Daher ist im Rahmen des oben genannten Änderungsverfahrens gemäß § 2 Absatz 4 
BauGB eine Umwelt-prüfung (UP) durchgeführt und ein Umweltbericht erstellt worden. 

Die Planunterlagen (Vorentwurf des Änderungsplans, Begründung mit Umweltbericht) 
werden in der Zeit vom 13.Januar bis 13. Februar 2025 (einschließlich) im Internet 
veröffentlicht. 

Alle Planunterlagen können auf den Internetseiten der Städteregion Ruhr 
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html eingesehen werden 
und sind darüber hinaus über das zentrale Internetportal des Landes 
https://www.bauleitplanung.nrw.de zugänglich. 

Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet werden die Planunterlagen im oben genannten 
Zeitraum öffentlich zur Verfügung gestellt. Sie können in der Stadt Herne an den 
behördlichen Arbeitstagen wie folgt eingesehen werden: 

• Technisches Rathaus der Stadt Herne, Langekampstraße 36, 44652 Herne, Foyer 
Gebäudeteil B 

Die Öffnungszeiten sind wie folgt: 

• Montag bis Freitag 8 bis 18 Uhr 

Die Termine und Orte für die öffentlichen Auslegungen in den anderen Städten der 
Planungs-gemeinschaft sind den dortigen Bekanntmachungen und den Internetseiten der 
Städteregion Ruhr (http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html) 
zu entnehmen oder bei der Geschäftsstelle Gemeinsamer Flächennutzungsplan in Essen 
(Telefon 02 01 / 8 86 12 12 beziehungsweise 02 01 / 8 86 12 13) zu erfragen. 

Auskunft in der Stadt Herne erteilt: 

Fachbereich Umwelt und Stadtplanung, Frau Quast Telefon 0 23 23 / 16 - 37 72 oder  
Herr Rogge Telefon 0 23 23 / 16 - 30 15. 

http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html
https://www.bauleitplanung.nrw.de/
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html
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Stellungnahmen zum Entwurf des Änderungsplans, zur Begründung und zum Umweltbericht 
können während der Veröffentlichungsfrist bis zum 13. Februar 2025 (einschließlich) 
insbesondere elektronisch, bei Bedarf aber auch schriftlich oder zur Niederschrift  

• bei der Stadt Essen, Amt für Stadtplanung und Bauordnung, Geschäftsstelle 
Gemeinsamer Flächennutzungsplan, Lindenallee 10 (Deutschlandhaus), 45121 
Essen, E-Mail: geschaeftsstelleGFNP@amt61.essen.de 

• bei der Stadt Herne, Fachbereich Umwelt und Stadtplanung, Technisches Rathaus 
Langekampstraße 36, 44652 Herne, E-Mail julia.quast@herne.de 

• oder bei einer der anderen Planungsstädte abgegeben werden. 

Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme abgeben, werden in den Drucksachen für 
die öffentlichen Sitzungen der Räte, der Ausschüsse und der Bezirksvertretungen nicht 
aufgeführt, das heißt es erfolgt grundsätzlich eine anonymisierte Wiedergabe der 
Stellungnahme. 

Sofern Sie eine Stellungnahme einreichen, werden die von Ihnen in diesem Rahmen 
bekannt gegebenen personenbezogenen Daten bei den Städten der Planungsgemeinschaft 
der Städteregion Ruhr 2030 verarbeitet. Weitere Hinweise über die Datenverarbeitung und 
Ihre Rechte erhalten Sie auf der Internetseite der Städteregion Ruhr 2030 unter: 

▪ http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html 

Die Stellungnahmen aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung können zu einer 
Überarbeitung des Vorentwurfs der GFNP- Änderung führen, das heißt 
Planentwurfsänderungen aufgrund der frühzeitigen Beteiligung sind möglich und 
vorgesehen. 

Dies wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

Herne, den 22. November 2024 Der Oberbürgermeister Dr. Frank Dudda 

Öffentliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses sowie der frühzeitigen 
Beteiligung für das Änderungsverfahren 61 BO Campus Bochum – Rücknahme 

Süderweiterung zum Gemeinsamen Flächennutzungsplan der Planungsgemeinschaft 
Städteregion Ruhr der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der 

Ruhr und Oberhausen 

Die Änderung bezieht sich auf einen Bereich in der Stadt Bochum. 

Der Ausschuss für Planung und Stadtentwicklung der Stadt Herne hat am 27. August 2024 
gemäß § 2 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) die Aufstellung der Änderung 61 BO Campus 
Bochum – Rücknahme Süderweiterung zum Gemeinsamen Flächennutzungsplan (GFNP) 
und die Einleitung des entsprechenden Planverfahrens beschlossen. 

mailto:geschaeftsstelleGFNP@amt61.essen.de
mailto:julia.quast@herne.de
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html
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Der circa. 4,9 Hektar große GFNP-Änderungsbereich liegt im Stadtteil Bochum-Querenburg. 
Er schließt sich südlich unmittelbar an das Gelände der Hochschule Bochum mit der 
Fraunhofer-Einrichtung für Energieinfrastrukturen und Geothermie (IEG) an und reicht im 
Süden nicht ganz bis zu einer Streusiedlung, die sich entlang der Straße Auf dem Kalwes 
und der Kollegstraße erstreckt. Im Osten wird der Änderungsbereich durch die Straße 
Auf dem Kalwes begrenzt, im Westen durch den Waldbestand. 

Ziel der GFNP-Änderung ist es, durch die Rücknahme von Bauflächendarstellungen 
erhebliche Eingriffe in Natur und Landschaft planerisch zu kompensieren, die mit der 
Osterweiterung des Technologiequartieres voraussichtlich verbunden sein werden, und die 
Voraussetzungen für eine Festsetzung als Naturschutzgebiet zu schaffen. Hierzu werden 
parallel die Bebauungspläne 1031 – Naturschutzgebiet Kalwes / Grimberg – und  
Nummer 1042 – Auf dem Kalwes – aufgestellt. 

Bezogen auf den vorgenannten Änderungsbereich kann sich die Öffentlichkeit im Rahmen 
der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 Absatz 1 BauGB über die allgemeinen Ziele und 
Zwecke der Planung und deren voraussichtliche Auswirkungen unterrichten lassen. 
Gleichzeitig besteht Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung. 

Die Änderung des Gemeinsamen Flächennutzungsplans hat Auswirkungen auf die Umwelt. 
Daher ist im Rahmen des oben genannten Änderungsverfahrens gemäß § 2 Absatz 4 
BauGB eine Umwelt-prüfung (UP) durchgeführt und ein Umweltbericht erstellt worden. 



22 
 

Die Planunterlagen (Vorentwurf des Änderungsplans, Begründung mit Umweltbericht) 
werden in der Zeit vom 13. Januar bis 13. Februar 2025 (einschließlich) im Internet 
veröffentlicht. 

Alle Planunterlagen können auf den Internetseiten der Städteregion Ruhr 
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html eingesehen werden 
und sind darüber hinaus über das zentrale Internetportal des Landes 
https://www.bauleitplanung.nrw.de zugänglich. 

Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet werden die Planunterlagen im oben genannten 
Zeitraum öffentlich zur Verfügung gestellt. Sie können in der Stadt Herne an den 
behördlichen Arbeitstagen wie folgt eingesehen werden: 

• Technisches Rathaus der Stadt Herne, Langekampstraße 36, 44652 Herne, Foyer 
Gebäudeteil B 

Die Öffnungszeiten sind wie folgt: 

• Montag bis Freitag 8 bis 18 Uhr 

Die Termine und Orte für die öffentlichen Auslegungen in den anderen Städten der 
Planungs-gemeinschaft sind den dortigen Bekanntmachungen und den Internetseiten der 
Städteregion Ruhr (http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html) 
zu entnehmen oder bei der Geschäftsstelle Gemeinsamer Flächennutzungsplan in Essen 
(Telefon 02 01 / 8 86 12 12 beziehungsweise 02 01 / 8 86 12 13) zu erfragen. 

Auskunft in der Stadt Herne erteilt: 

Fachbereich Umwelt und Stadtplanung, Frau Quast Telefon 0 23 23 / 16 - 37 72 oder  
Herr Rogge Telefon 0 23 23 / 16 - 30 15 

Stellungnahmen zum Entwurf des Änderungsplans, zur Begründung und zum Umweltbericht 
können während der Veröffentlichungsfrist bis zum 13. Februar 2025 (einschließlich) 
insbesondere elektronisch, bei Bedarf aber auch schriftlich oder zur Niederschrift  

• bei der Stadt Essen, Amt für Stadtplanung und Bauordnung, Geschäftsstelle 
Gemeinsamer Flächennutzungsplan, Lindenallee 10 (Deutschlandhaus), 45121 
Essen, E-Mail: geschaeftsstelleGFNP@amt61.essen.de 

• bei der Stadt Herne, Fachbereich Umwelt und Stadtplanung, Technisches Rathaus 
Langekampstraße 36, 44652 Herne, E-Mail julia.quast@herne.de 

• oder bei einer der anderen Planungsstädte abgegeben werden. 

Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme abgeben, werden in den Drucksachen für 
die öffentlichen Sitzungen der Räte, der Ausschüsse und der Bezirksvertretungen nicht 
aufgeführt, das heißt es erfolgt grundsätzlich eine anonymisierte Wiedergabe der 
Stellungnahme. 

Sofern Sie eine Stellungnahme einreichen, werden die von Ihnen in diesem Rahmen 
bekannt gegebenen personenbezogenen Daten bei den Städten der Planungsgemeinschaft 
der Städteregion Ruhr 2030 verarbeitet. Weitere Hinweise über die Datenverarbeitung und 

http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html
https://www.bauleitplanung.nrw.de/
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html
mailto:geschaeftsstelleGFNP@amt61.essen.de
mailto:julia.quast@herne.de


 

23 
 
 

Ihre Rechte erhalten Sie auf der Internetseite der Städteregion Ruhr 2030 unter:  
 
https://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html. 

Die Stellungnahmen aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung können zu einer 
Überarbeitung des Vorentwurfs der GFNP- Änderung führen, das heißt 
Planentwurfsänderungen aufgrund der frühzeitigen Beteiligung sind möglich und 
vorgesehen. 

Dies wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

Herne, den 22. November 2024 Der Oberbürgermeister Dr. Frank Dudda 

Öffentliche Bekanntmachung der frühzeitigen Beteiligung für das Änderungsverfahren 
64 HER Jauerstraße zum Gemeinsamen Flächennutzungsplan der 

Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, 
Herne, Mülheim an der Ruhr und Oberhausen 

Die Änderung bezieht sich auf einen Bereich in der Stadt Herne. 

 

https://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html
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Der GFNP-Änderungsbereich 64 HER befindet sich in Herne im Stadtteil Herne-Süd und 
wird im Wesentlichen begrenzt durch die Jauerstraße im Westen, dem Hölkeskampring im 
Norden, dem Wohngebäude / Grundstück Hölkeskampring 88 im Osten und einer 
Grabelandfläche im Süden. Mit der GFNP-Änderung sollen die planerischen 
Voraussetzungen für die Erweiterung des an der Jauerstraße 1 ansässigen Blumen- und 
Floristikhandels geschaffen werden. 

Bezogen auf den vorgenannten Änderungsbereich kann sich die Öffentlichkeit im Rahmen 
der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 Absatz 1 Baugesetzbuch BauGB über die 
allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung und deren voraussichtliche Auswirkungen 
unterrichten lassen. Gleichzeitig besteht Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung. 

Die Planunterlagen (Vorentwurf des Änderungsplans, Begründung) werden in der Zeit vom 
13. Januar bis 13. Februar 2025 (einschließlich) im Internet veröffentlicht. 

Alle Planunterlagen können auf den Internetseiten der Städteregion Ruhr 
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html eingesehen werden 
und sind darüber hinaus über das zentrale Internetportal des Landes 
https://www.bauleitplanung.nrw.de zugänglich. 

Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet werden die Planunterlagen im oben genannten 
Zeitraum öffentlich zur Verfügung gestellt. Sie können in der Stadt Herne an den 
behördlichen 

Arbeitstagen wie folgt eingesehen werden: 

• Technisches Rathaus der Stadt Herne, Langekampstraße 36, 44652 Herne, Foyer 
Gebäudeteil B 

Die Öffnungszeiten sind wie folgt: 

• Montag bis Freitag 8 bis 18 Uhr 

Die Termine und Orte für die öffentlichen Auslegungen in den anderen Städten der 
Planungsgemeinschaft sind den dortigen Bekanntmachungen und den Internetseiten der 
Städteregion Ruhr (http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html) 
zu entnehmen oder bei der Geschäftsstelle Gemeinsamer Flächennutzungsplan in Essen 
(Telefon: 02 01 / 8 86 12 10 beziehungsweise 02 01 / 8 86 12 12) zu erfragen. 

Auskunft in der Stadt Herne erteilt:  
 
Fachbereich Umwelt und Stadtplanung, Frau Quast Telefon 0 23 23 / 16 - 37 72 oder  
Herr Rogge Telefon 0 23 23 / 16 - 30 15 

Stellungnahmen zum Entwurf des Änderungsplans und zur Begründung können während der 
Veröffentlichungsfrist bis zum 13. Februar 2025 (einschließlich) insbesondere elektronisch, 
bei Bedarf aber auch schriftlich oder zur Niederschrift  

http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html
https://www.bauleitplanung.nrw.de/
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html
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• bei der Stadt Essen, Amt für Stadtplanung und Bauordnung, Geschäftsstelle 
Gemeinsamer Flächennutzungsplan, Lindenallee 10 (Deutschlandhaus), 45121 
Essen, E-Mail: geschaeftsstelleGFNP@amt61.essen.de  

• bei der Stadt Herne, Fachbereich Umwelt und Stadtplanung, Technisches Rathaus 
Langekampstraße 36, 44652 Herne, E-Mail julia.quast@herne.de 

• oder bei einer der anderen Planungsstädte abgegeben werden. 

Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme abgeben, werden in den Drucksachen für 
die öffentlichen Sitzungen der Räte, der Ausschüsse und der Bezirksvertretungen nicht 
aufgeführt, das heißt es erfolgt grundsätzlich eine anonymisierte Wiedergabe der 
Stellungnahme.  

Sofern Sie eine Stellungnahme einreichen, werden die von Ihnen in diesem Rahmen 
bekannt gegebenen personenbezogenen Daten bei den Städten der Planungsgemeinschaft 
der Städteregion Ruhr 2030 verarbeitet. Weitere Hinweise über die Datenverarbeitung und 
Ihre Rechte erhalten Sie auf der Internetseite der Städteregion Ruhr 2030 unter: 
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html  

Die Stellungnahmen aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung können zu einer 
Überarbeitung des Vorentwurfs der GFNP-Änderung führen, das heißt 
Planentwurfsänderungen aufgrund der frühzeitigen Beteiligung sind möglich und 
vorgesehen.  

Dies wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.  

Herne, den 22. November 2024 Der Oberbürgermeister Dr. Frank Dudda  

Öffentliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses für den 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nummer 31 – Jauerstraße – 

Der Haupt- und Personalausschuss der Stadt Herne hat in seiner Sitzung am 
3. Dezember 2024 folgenden Beschluss gefasst: 

„Der Haupt- und Personalausschuss beschließt 

a) dem Antrag der Vorhabenträgerin vom 7. Oktober 2024 auf Einleitung des 
Bebauungsplanverfahrens statt zu geben. 

b) die Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nummer 31 - Jauerstraße 
- gemäß § 2 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB).“ 

Der rund 0,8 Hektar große Geltungsbereich des aufzustellenden Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans liegt im Stadtbezirk Herne-Mitte. Der Geltungsbereich befindet sich 
zwischen der Jauerstraße im Westen, dem Hölkeskampring im Norden, dem Wohngebäude 
Hölkeskampring 88 im Osten und einer Grabelandfläche im Süden. Der Geltungsbereich 
umfasst die Flurstücke 125, 126, 147 und 148, Flur 29 in der Gemarkung Herne. Die 

mailto:geschaeftsstelleGFNP@amt61.essen.de
mailto:julia.quast@herne.de
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html
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räumliche Lage des Geltungsbereichs im Stadtgebiet ist überblickshalber in Anlage 1 
dargestellt, die parzellenscharfe Abgrenzung kann Anlage 2 entnommen werden. Seine Lage 
im Stadtgebiet kann zudem der nachstehenden Abbildung entnommen werden: 

 

Ziel des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nummer 31 - Jauerstraße - ist es, die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erweiterung des ansässigen Blumen- und 
Floristikhandels zu schaffen. Darüber hinaus sollen für das bestehendes Wohn- und 
Geschäftshaus im Norden des Plangebiets Umbaumaßnahmen zumindest planungsrechtlich 
ermöglicht werden.  

Das Plangebiet wird im Gemeinsamen Flächennutzungsplan als „Flächen für die 
Landwirtschaft“ dargestellt. Der Bebauungsplan kann daher nicht gemäß § 8 Abs. 2 BauGB 
aus dem Gemeinsamen Flächennutzungsplan entwickelt werden. Zur Umsetzung der 
Planung ist daher auch eine Änderung des Gemeinsamen Flächennutzungsplans 
erforderlich. 

Hinweis 

Am 5. November 2024 hat der Ausschuss für Planung und Stadtentwicklung beschlossen, 
die Öffentlichkeit gemäß § 3 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) frühzeitig über die 
allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung zu 
unterrichten und ihr Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zu geben. Der Termin für die 
Erörterung wird rechtzeitig öffentlich bekannt gegeben. 

Der Beschluss zur Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nummer 31 – 
Jauerstraße – wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
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Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) für Hüseyin Kiliçaslan 

Für Herrn Hüseyin Kiliçaslan, geboren am 11. Januar 1979 in Sereflikoçhisar, zuletzt 
wohnhaft und gemeldet Sodinger Straße 557, 44628 Herne, derzeit unbekannten 
Aufenthaltes, liegt bei der Stadt Herne, Fachbereich Bürgerdienste, Fahrerlaubnisbehörde, 
Südstraße 8, 44625 Herne, Zimmer 6 bis 9, folgendes Schriftstück zur Abholung bereit: 

Bescheid vom 5. Dezember 2024, Aktenzeichen 24/4-IG 

Dieser Bescheid kann in der vorgenannten Dienststelle – nach vorherigen 
Terminvereinbarung –  
Montag und Dienstag in der Zeit von 8 bis 15.30 Uhr 
Donnerstag von 8 bis 18 Uhr und‘ 
Freitag von 8 bis 12 Uhr 
in Empfang genommen werden. 

Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt mit der Folge, 
dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Das 
Schriftstück gilt nach §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) vom 7. März 2006 (Sammlung 
der Gesetzes- und Verordnungsblätter Nordrhein-Westfalen (SGV NRW) 2010) als 
zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 

Herne, den 5. Dezember 2024 

Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) für Stefan Jakert 

Letzte bekannte Anschrift: Jahnstraße 1, 44625 Herne. 

An Herrn Stefan Jakert ist ein Schriftstück der Stadt Herne, Aktenzeichen 31.08.01-
04.008799 vom 25.Oktober 2024 gerichtet, welches insgesamt nicht zugestellt werden 
kann, da eine Postzustellung nicht möglich ist. 

Dieses Schriftstück kann in der Dienststelle Fachbereich Kinder-Jugend-Familie, 
Unterhaltsvorschusskasse, Hauptstraße 241, 44649 Herne, nach telefonischer 
Terminabsprache unter der Nummer 0 23 23 / 16 - 34 18 in Empfang genommen werden. 

Dieses Schriftstück gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
beziehungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen verstrichen 
sind. Durch die öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren 
Ablauf Rechtsverluste drohen können. 

Herne, den 5. Dezember 2024 
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Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) Fardeen Salam 

Für Herrn Fardeen Salam letzte bekannte Anschrift: Mont-Cenis-Straße 122, 44627 Herne 
liegt beim Oberbürgermeister der Stadt Herne, Fachbereich Bauordnung, unter der Anschrift 
Langekampstraße 36, 44652 Herne, Gebäudeteil A, Raum 02, folgendes Schriftstück zur 
Abholung bereit: 

Duldungsverfügung vom 22. November 2024 
Aktenzeichen 52.01.02-D20240093/05 
Gebührenbescheid zur Duldungsverfügung 
Aktenzeichen 52.01.02-D20240093/05 

Das Anschreiben kann in der vorgenannten Dienststelle von Montag bis Donnerstag in der 
Zeit von 8:30 bis 12 Uhr und 13:30 bis 15:30 Uhr, und am Freitag in der Zeit von 8:30 bis 
12 Uhr in Empfang genommen werden. 

Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt mit der Folge, 
dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Das 
Schriftstück gilt nach §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) vom 7. März 2006 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt Nordrhein-Westfalen (GV NRW) Seite 94) - in der zurzeit geltenden 
Fassung – als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 

Herne, den 5. Dezember 2024 

Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) für Jacek Lukomski 

Letzte bekannte Anschrift: unbekannt. 

An Jacek Lukomski ist ein Schriftstück der Stadt Herne, Aktenzeichen 31.08.01-12.003632 
vom 9. Dezember 2024 gerichtet, welches insgesamt nicht zugestellt werden kann, da eine 
Postzustellung nicht möglich ist. 

Dieses Schriftstück kann in der Dienststelle Fachbereich Kinder-Jugend-Familie, 
Hauptstraße 241, 44649 Herne, nach telefonischer Terminabsprache unter der Nummer  
0 23 23 / 16 - 31 17 in Empfang genommen werden. 

Dieses Schriftstück gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
beziehungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen verstrichen 
sind. Durch die öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren 
Ablauf Rechtsverluste drohen können. 

Herne, den 9. Dezember 2024 
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Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) für Dennis Ziarnetzky 

Für Herrn Dennis Ziarnetzky, letzte bekannte Anschrift: Kreuzbuche 1, 58762 Altena, liegt 
beim Oberbürgermeister der Stadt Herne, Fachbereich Steuern und Zahlungsabwicklung, 
Freiligrathstraße 12, 44623 Herne, Raum 619, folgendes Schriftstück zur Abholung bereit:  

Gewerbesteuerbescheid 2022 vom 10. Dezember 2024, 
Vertragsgegenstandsnummer 5000100012062974 

Dieser Bescheid kann in der vorgenannten Dienststelle von Montag bis Donnerstag in der 
Zeit von 8 bis 16 Uhr und am Freitag in der Zeit von 8 bis 12 Uhr in Empfang genommen 
werden. 

Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt mit der Folge, 
dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Das 
Schriftstück gilt nach §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) in der jeweils geltenden 
Fassung als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 

Herne, den 10. Dezember 2024 
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